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Städte und Gemeinden sind über  

die Situation von Kindern  

und Jugendlichen alarmiert 

 

 

Bruchsal/Stuttgart. Bei der Herbsttagung des Sozialaus-
schusses des Städtetags in Bruchsal befasste sich das 
Gremium ausführlich mit den Herausforderungen durch 
die Corona-Pandemie, insbesondere mit der Situation 
junger Menschen.  
 

Lange Phasen des Homeschoolings und fehlende soziale 
Kontakte mit Gleichaltrigen bei Sport- und anderen Freizeit-
angeboten haben bei vielen Kindern, Jugendlichen und ihren 
Familien Spuren hinterlassen. „Den Bedürfnissen dieser 
Gruppe müssen wir uns jetzt endlich zuwenden und ihre Si-
tuation in den Mittelpunkt unseres Handelns rücken“, so die 
durchaus auch selbstkritische Erkenntnis der Ausschuss-
Mitglieder, Bürgermeister und Oberbürgermeister aus den 
Mitgliedsstädten unterschiedlicher Größen. 
 
Schon jetzt zeige sich signifikant häufiger als früher eine 
schlechte psychische Verfassung bei jungen Menschen – 
Kinder- und Jugendpsychiater hätten alle Hände voll zu tun, 
stationäre Einrichtungen seien voll. „Die aktuelle Situation 
der Kinder und Jugendlichen ist eine Herausforderung für 
die ganze Gesellschaft. Vielen junge Menschen gingen 
durch die Corona-Pandemie Chancen für eine gesunde 
Entwicklung verloren. Wir müssen jetzt vielfältige Angebote 
machen und helfen, damit junge Menschen und deren Fami-
lien gute Zukunftsperspektiven haben,“ so Benjamin Lachat, 
Dezernent für Familie und Soziales beim Städtetag. 
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Die Ausschussmitglieder sprachen sich daher einstimmig 
dafür aus, das Land aufzufordern, über die Weiterentwick-
lung der Lebensbedingungen von Kindern und Jugendlichen 
zu sprechen und sich an den zu erwartenden Kostensteige-
rungen in der Kinder- und Jugendhilfe angemessen zu betei-
ligen.  
 
Die Kommunen erwarten eine entsprechende Berücksichti-
gung dieser Situation bei der künftigen Haushaltsplanung.  
 
Weitere Themen waren unter anderem die frühkindliche Bil-
dung, die Integration zugewanderter Menschen und weitere 
aktuelle Themen.  
 
 
 

 


